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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Katzer, Dr. Götz und der 
Fraktion der CDU/CSU 


betr. Kosten der Weiterentwicklung der gesetzlichen 
Rentenversicherung 


Der Bundesarbeitsminister hat die Kosten seines am 27. Juli 
1971 der Presse übergebenen Konzepts für die Zweite Renten- 
reform für die Rentenversicherung auf 3 Mrd. DM für das Jahr 
1973 veranschlagt. Die Presseerklärung enthält jedoch keine 
Aussagen über die Kosten der einzelnen fünf Programmpunkte 
für die Rentenversicherung und insbesondere keine Angaben 
über die zu erwartenden Mehrausgaben und Mindereinnahmen 
bei einer Realisierung dieses Konzepts für die Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Welche Voraussetzungen liegen der Annahme zugrunde, 
daß die vom Bundesarbeitsminister vorgeschlagenen fünf 
Maßnahmen 1973 Mehrausgaben und Mindereinnahmen für 
die Rentenversicherung in Höhe von 3 Mrd. DM zur Folge 
haben? 

2. Welche finanziellen Auswirkungen haben auf der Basis der 
Vorschläge des Bundesarbeitsministers 

a) die Einführung der flexiblen Altersgrenze, 

b) die Anhebung bestimmter Kleinrenten, 

c) die Einführung des „Babyjahres", 

d) die Öffnung der gesetzlichen Rentenversicherung für 
weitere Personengruppen und 

e) die Regelung des Versorgungsausgleichs bei Scheidungen 
für das Jahr 1973 und die folgenden Jahre bis 1985 für 
die gesetzliche Rentenversicherung und hinsichtlich der 
knappschaftlichen Rentenversicherung für den Bund, und 
von welchen Annahmen geht die Bundesregierung da- 
bei aus? 
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3. Welche finanziellen Auswirkungen ergeben sich mittelbar 
- insbesondere durch die Einführung der flexiblen Alters- 
grenze - für die Haushalte von Bund, Ländern und Gemein- 
den für 1973 und den Zeitraum der mehrjährigen Finanz- 
planung 1973 bis 1976 

a) durch Mehraufwendungen bei den Leistungen nach dem 
Bundessozialhilfegesetz und dem Wohngeldgesetz, 

b) hinsichtlich der Zusatzversorgung der Arbeiter und An- 
gestellten des öffentlichen Dienstes, die vor Vollendung 
des 65. Lebensjahres in den Ruhestand treten können, 
und 

c) durch Steuerausfälle aufgrund vorzeitigen Ausscheidens 
oder teilweisen Ausscheidens von Arbeitnehmern aus 
dem Erwerbsleben und der damit verbundenen Minde- 
rung des Sozialprodukts. 

Bonn, den 3. August 1971 

Katzer 
Dr. Götz 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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